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Die CLP-Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wurde im Rahmen der EU-Chemikalienstrategie für 

Nachhaltigkeit umfangreich revidiert.1 Mit der Veröffentlichung der Verordnung (EU) 

2024/2865 und dem Inkrafttreten zum 10. Dezember 2024 ist das Revisionsverfahren zur CLP-

Verordnung offiziell abgeschlossen.2   
Bereits zum 20. April 2023 trat die Delegierte Verordnung (EU) 2023/707 zur Einführung der 

neuen Gefahrenklassen als erster Baustein der Revision in Kraft.3 Mit diesen Verordnungen 

sind eine Reihe von wesentlichen Änderungen im Haupttext und den Anhängen der CLP-
Verordnung verbunden, die sich auf die Praxis in den Unternehmen auswirken werden. Dieses 

Hilfsdokument richtet sich an Mitgliedsunternehmen und gibt einen Überblick zu 

ausgewählten Anpassungen und Fragestellungen für die Umsetzungsphase und soll an 
einigen Stellen konkrete Hinweise zur Auslegung des Rechtstextes geben. 

 

 

Spotlight: Nach intensiver Interessenvertretung durch Industrieverbände aus der chemisch-
pharmazeutischen Industrie und nachgeschalteter Anwender hat die EU-Kommission am 8. 

Juli 2025 einen Vorschlag einer Verordnung zum Bürokratieabbau und zur Vereinfachung der 

Chemikalienregulation (‚Chemicals Simplification Omnibus‘) vorgelegt (siehe Abschnitt 6.1 

Vorschlag zur Vereinfachung der CLP-Verordnung und weiterer Verordnungen „Chemicals 

Simplification Omnibus“.) Diese Änderungen müssen jedoch noch im regulären 

Gesetzgebungsverfahren durch das EU-Parlament und den Rat beraten und beschlossen 
werden. Das Ergebnis des Gesetzgebungsverfahrens ist noch nicht abzusehen. In diesem 

Hilfsdokument werden daher zunächst die im Rahmen der CLP-Revision beschlossenen 

Änderungen vorgestellt und anschließend auf mögliche Rücknahmen oder Vereinfachungen 
im Rahmen des ‚Chemicals Simplification Omnibus‘ hingewiesen. 

 

 
  

 

 
1 Kommunikation zur CSS der EU-Kommission vom 14.10.2020, abrufbar unter 

https://circabc.europa.eu/ui/group/8ee3c69a-bccb-4f22-89ca-277e35de7c63/library/dd074f3d-0cc9-4df2-b056-

dabcacfc99b6/details?download=true.  
2 Verordnung (EU) 2024/2865 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2024 zur Änderung 

der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und 

Gemischen, abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32024R2865. 
3 Delegierte Verordnung (EU) 2023/707 der Kommission vom 19. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung 

(EG) Nr. 1272/2008 in Bezug auf die Gefahrenklassen und die Kriterien für die Einstufung, Kennzeichnung und 

Verpackung von Stoffen und Gemischen, abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-

content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.L_.2023.093.01.0007.01.DEU&toc=OJ%3AL%3A2023%3A093%3ATOC. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32024R2865
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32024R2865
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg_del/2023/707/oj?eliuri=eli%3Areg_del%3A2023%3A707%3Aoj&locale=de
https://circabc.europa.eu/ui/group/8ee3c69a-bccb-4f22-89ca-277e35de7c63/library/dd074f3d-0cc9-4df2-b056-dabcacfc99b6/details?download=true
https://circabc.europa.eu/ui/group/8ee3c69a-bccb-4f22-89ca-277e35de7c63/library/dd074f3d-0cc9-4df2-b056-dabcacfc99b6/details?download=true
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32024R2865
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.L_.2023.093.01.0007.01.DEU&toc=OJ%3AL%3A2023%3A093%3ATOC
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.L_.2023.093.01.0007.01.DEU&toc=OJ%3AL%3A2023%3A093%3ATOC
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Im Rahmen der Revision wurden mehrere neue Gefahrenklassen zur Einstufung und 

Kennzeichnung von Stoffen und Gemischen im Anhang I der CLP-Verordnung in Form eines 

delegierten Rechtsakts eingeführt: 

  

 Für die menschliche Gesundheit:  
 Endokrine Disruptoren (ED HH), also hormonell wirksame Stoffe (Anhang I, Abs. 3.11). 

 Für die Umwelt:  

 Endokrine Disruptoren mit Wirkung auf die Umwelt (ED ENV) (Anhang I, Abs. 4.2); 
 Persistente (P), bioakkumulierbare (B) und toxische (T), also PBT-Stoffe & 

 Sehr persistente, sehr bioakkumulierbare Stoffe (vPvB) (Anhang I, beide Abs. 4.3); 

 Persistente (P), mobile (M) und toxische (T), also PMT-Stoffe & 
 Sehr persistente, sehr mobile Stoffe (vPvM) (Anhang I, beide Abs. 4.4).  

 

Vom VCI4 wurde deutlich kritisiert, dass die Europäischen Union hier einen Alleingang in der 

Einführung dieser neuen Gefahrenklassen gewählt hat, ohne die Diskussion und 

Verabschiedung in den UN GHS Gremien abzuwarten. Dies führt bei der Kennzeichnung von 

Stoffen und Gemischen in internationalen Lieferketten global agierender Unternehmen zu 

Problemen und somit zu potenziellen Handelsbarrieren, die die Grundidee des weltweit 

harmonisierten GHS konterkarieren. Die EU-Kommission bemüht sich nun, die 

Fachdiskussionen zu den neuen Kriterien auch auf GHS-Ebene anzustoßen, um mittelfristig 

eine Implementierung in das GHS zu erreichen. Der Ausgang dieser Diskussionen kann aktuell 

jedoch nicht abgesehen werden und es ist unklar, ob eigene vergleichbare Gefahrenklassen in 

das GHS eingeführt werden, oder eine Kommunikation innerhalb der bestehenden 

Gefahrenklassen bevorzugt wird.  

 

 

Im Rechtstext wurden Anwendungs- und Übergangsfristen eingeräumt, die den Unternehmen 

Zeit für die Anpassung der eigenen Produkte einräumen sollen.5  

 

 Stoffe müssen spätestens seit dem 1. Mai 2025 nach den neuen Kriterien eingestuft 

werden,  

 Für Stoffe, die vor dem 1. Mai 2025 in Verkehr gebracht wurden, ist bis zum 1. 
November 2026 eine Einstufung nach den neuen Kriterien nicht erforderlich. 

 
 
4 VCI-Position on "Hazardous chemicals - updated rules on classification, labelling and packaging - New hazard 

classes", abrufbar unter https://www.vci.de/themen/chemikaliensicherheit/einstufung-kennzeichnung/keine-

notwendigkeit-fuer-neue-gefahrenklassen-unter-clp-konsultationsbeitrag.jsp  
5 Vgl. Deleg. VO (EU) 2023/707, z.B. Abschnitte 3.11.2.4. Zeitliche Anwendbarkeit & 3.11.3.4. Zeitliche 

Anwendbarkeit. 

https://www.vci.de/themen/chemikaliensicherheit/einstufung-kennzeichnung/keine-notwendigkeit-fuer-neue-gefahrenklassen-unter-clp-konsultationsbeitrag.jsp
https://www.vci.de/themen/chemikaliensicherheit/einstufung-kennzeichnung/keine-notwendigkeit-fuer-neue-gefahrenklassen-unter-clp-konsultationsbeitrag.jsp
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 Gemische müssen spätestens ab dem 1. Mai 2026 nach den neuen Kriterien eingestuft 

werden 

 Für Gemische, die vor dem 1. Mai 2026 in Verkehr gebracht wurden, ist jedoch bis zum 
1. Mai 2028 eine Einstufung nach den neuen Kriterien nicht erforderlich. 

 

Die erste Frist für die Einstufung der Stoffe nach den neuen Gefahrenkriterien ist bereits 
verstrichen, sodass eine Einstufung in die neuen Gefahrenklassen basierend auf 

vorhandenen Daten erfolgen muss. Für die Kennzeichnung sind Gefahrenhinweise in Form 

von verbindlichen EUH-Sätzen vorgesehen, Piktogramme werden nicht genutzt. Nur Stoffe, 

die bereits vor dem 1. Mai 2025 in Verkehr gebracht werden, dürfen weiterhin mit der alten 
Einstufung und Kennzeichnung in Verkehr gebracht werden und somit abverkauft werden. 

 

Es wurden offizielle Hilfestellungen von der EU-Kommission und der Europäischen 

Chemikalienagentur (ECHA) bereitgestellt.  Offizielle ECHA-Leitlinien zur Anwendung der CLP-

Kriterien für die neuen Gefahrenklassen, die als praktische Umsetzungshilfe für die Industrie 

angedacht sind, wurden jedoch erst im November 2024 veröffentlicht und sind daher erst 
wenige Monate vor Ablauf der Frist verfügbar.6 Zusätzlich zur verspäteten Veröffentlichung 

der Leitliniendokumente wird auch deren inhaltliche Eignung kritisch hinterfragt – 

insbesondere im Hinblick auf die Einstufungskriterien für endokrine Disruptoren, die durch 

unklare Kategorisierungen und das Fehlen konkreter Anwendungsbeispiele an praktischer 

Aussagekraft verlieren. 

 

 

 

Spotlight: Die in diesem Abschnitt vorgestellten Anpassungen der Verordnung (EU) 

2024/2865 sind derzeit Stand von Diskussionen und erfahren möglicherweise eine 

Überarbeitung. Für weitere Details konsultieren Sie bitte den Abschnitt 6.2 Vorschlag zur 
Verschiebung der Anwendungsfristen der Verordnung (EU) 2024/2865 sowie den Abschnitt 6.1 

Vorschlag zur Vereinfachung der CLP-Verordnung und weiterer Verordnungen „Chemicals 

Simplification Omnibus“. 
 

Die Revision der CLP-VO wurde mit der Veröffentlichung der Verordnung (EU) 2024/2865 

abgeschlossen. Auch hier wurden der Industrie in Artikel 2 der Änderungsverordnung 
zusätzliche Anwendungsfristen für die Umsetzung eingeräumt, um den weitreichenden 

Änderungen gerecht zu werden.7  

 

 
6ECHA-Leitlinien zur Anwendung der CLP-Kriterien, Teil 3 Gesundheitsgefahren sowie Teil 4 & 5 Umweltgefahren 

und zusätzliche Gefahren, abrufbar unter https://echa.europa.eu/de/guidance-documents/guidance-on-clp. 
7 Verordnung (EU) 2024/2865, Artikel 2(2-3). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32024R2865
https://echa.europa.eu/de/guidance-documents/guidance-on-clp
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Manche Anpassungen greifen unmittelbar seit Inkrafttreten, während die aufgeführten 
Verweise unter Artikel 2 der Änderungsverordnung auf spezifische Anpassungen mit einer 

späteren Anwendungsfrist von 18 bzw. 24 Monaten referenzieren. Eine übersichtliche 

Darstellung wurde von Behördenseite bisher nicht angeboten. Im Folgenden wird ein Auszug 
der angepassten Regelungen dargestellt, Artikeländerungen mit hoher Relevanz wurden fett 

gedruckt: 

 

 

 Artikel 2:  Begriffsbestimmungen: Schätzwert Akuter Toxizität, Datenträger, Nachfüllen, 

Nachfüllstationen 

 Artikel 4: Allgemeine Einstufungs-, Kennzeichnungs- und Verpackungspflichten, Absatz 3 

wird angepasst und bezieht sich auf Anhang VI 

 Artikel 13: Entscheidung über die Einstufung von Stoffen und Gemischen 
 Artikel 23: In besonderen Fällen geltende Ausnahmen von den Kennzeichnungsanford. 

 Absatz mit der Kennzeichnungsausnahme für Munition kommt hinzu 

 Artikel 24: Antrag auf Verwendung einer alternativen chemischen Bezeichnung 
 Artikel 25: Ergänzende Informationen auf dem Kennzeichnungsetikett 

 Kennzeichnungselemente aus anderen Rechtsakten werden hier mit aufgenommen 

 Artikel 32: Anordnung der Kennzeichnungsinformat., Absatz 6 wird in Artikel 25 überführt 
 Artikel 36, 37, 38: Weitreichende Anpassungen im CLH-Verfahren wie 

Gruppeneinstufungen, Zeitrahmen und automatische Einstufung von bereits als ED, PBT 

bewerteten Stoffen 

 Artikel 46: Durchsetzung und Berichterstattung, Verknüpfung zur Verordnung 2019/1020 
hinsichtlich Marktüberwachung 

 Artikel 50: Aufgaben der ECHA 

 Artikel 52: Schutzklausel 
 Artikel 53: Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt 

 Artikel 54: Ausschussverfahren 

 Artikel 61: Übergangsbestimmungen 
 Anhang III: Liste der Gefahrenhinweise, Ergänzende Gefahrenmerkmale und Ergänzende 

Kennzeichnungselemente 

 

 

 Titel I: Allgemeines 
 Artikel 1 Nummer 3 b ≙ Allgemeine Einstufungs-, Kennzeichnungs-

/Verpackungspflichten 

 Titel II: Gefahreneinstufung 
 Artikel 1 Nummer 4 bis 7 ≙ Artikel 5, 6, 9, 10 um die neuen Gefahrenklassen erweitert 

sowie MOCS-Einstufung bestandteilbasiert 

 Titel III: Gefahrenkommunikation durch Kennzeichnung 

 Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe a, ≙ Artikel 25: Ergänzende Informationen auf dem 
Kennzeichnungsetikett können aufgenommen werden 
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 Artikel 1 Nummer 13 ≙ Artikel 29: Ausnahmen von Kennzeichnungs- und Verpackungs-
vorschriften, z.B. Ausnahme für Munition 

 Artikel 1 Nummer 14 ≙ Artikel 30: Aktualisierung der Informationen auf dem 

Kennzeichnungsetikett spätestens nach sechs Monaten 
 Artikel 1 Nummer 15 Buchstaben a und b ≙ Artikel 31: Allgemeine Vorschriften für die 

Anbringung der Kennzeichnungsetiketten, Faltetiketten werden gleichgestellt, Verweis auf 

Vorgaben für Faltetiketten und Digitale Etiketten 

 Artikel 1 Nummer 17 ≙ Neue Artikel 34a, 34b, Kennzeichnungsformate zur physischen und 
digitalen Kennzeichnung und Anforderungen dieser werden hinzugefügt 

 Artikel 1 Nummer 18 ≙ Artikel 35, Verweis zur Abgabe über Nachfüllstationen 

 Artikel 1 Nummer 22 ≙ Artikel 40, Ergänzungen im E&K-Verzeichnis 
 Artikel 1 Nummer 23 ≙ Artikel 42, Pflichten der ECHA im E&K-Verzeichnis, Hinweis zur 

Löschung von alten und unvollständigen Einträgen 

 Artikel 1 Nummer 26 ≙ Artikel 48, Vorgaben für Werbung  
 Artikel 1 Nummer 27 ≙ Neuer Artikel 48a zu Vorgaben für Fernabsatzangeboten 

 Anhang I Nummer 4 ≙ Anhang I, 1.2.1.6., Formatierungsvorgaben Faltetiketten 

 Anhang I Nummern 8 ≙ Anhang I, 1.5.1.2, Ausnahmen Artikel 31, Vorgaben innere Verpack. 

 Anhang I Nummern 10 ≙ Anhang I, 1.5.2.4.1, Ausnahme für kleine Gebinde mit Inhalt 
<10 mL der inneren Verpackung  

 Anhang I Nummern 11 ≙ Anhang I 1.6., Ergänzende Informationen nach Art. 25 Abs. 3 

ausschließlich auf Digitales Etikett 

 Anhang II ≙ Anhang II, 3.4. Abgabe über Nachfüllstationen, Teil 5 Ausnahmen nach Art. 29 

 

 

 Artikel 1 Nummer 1 ≙ Artikel 1, Zweck und Geltungsbereich, Aufnahme Verweise auf Art. 

45 und Anhang VIII (PCN) 
  Artikel 1 Nummer 9 ≙ Artikel 18, Produktidentifikator Gemisch, Ergänzung neue 

Gefahrenklassen 

 Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe c ≙Artikel 31: Vorgaben zur Anbringung und Formatierung  
 Artikel 1 Nummer 24 Buchstaben b und d ≙ Artikel 45 Zuständige Behörden und 

Durchsetzung und Anhang VIII 

 Anhang I Nummer 2 und 3 ≙ Anhang I, Abschnitte 1.2.1.4, 1.2.1.5: Mindestschriftgrößen 

und weitere Formatierungsvorgaben 

 Anhang IV ≙ Anhang VIII Details der PCN-Meldung 

 

Darüber hinaus wurde eine Abverkaufsfrist für Stoffe und Gemische von 24 Monaten 
eingeführt, die nach den Bestimmungen im alten Rechtstext in Verkehr gebracht wurden und 

schon in der Lieferkette sind. Im Detail müssen Stoffe und Gemische, die vor dem 1. Juli 2026 

bzw. dem 1. Januar 2027 in Verkehr gebracht werden, bis zum 1. Juli 2028 beziehungsweise 
zum 1. Januar 2029 nicht neu eingestuft, gekennzeichnet und verpackt werden. 
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Spotlight: Die in diesem Abschnitt vorgestellten Anpassungen sind Bestandteil des 

„Chemicals Simplification Omnibus“ und erfahren möglicherweise eine Überarbeitung. Die 

EU-Kommission hat vorgeschlagen die neuen Anforderungen zur Mindestschriftgröße und 
weiteren Formatierungsvorgaben vollständig zurückzunehmen (siehe Abschnitt 6.1 Vorschlag 

zur Vereinfachung der CLP-Verordnung und weiterer Verordnungen „Chemicals Simplification 

Omnibus“). 
 

 

Eine zentrale und naheliegende Pflicht der CLP-Verordnung ist die Gefahrenkommunikation 

in Form von Kennzeichnungsetiketten. Mit der Revision wurden neue Formatierungsregeln 

wie verpflichtende Mindestgrößen für die Schrift in den Anhang I eingeführt. Zusätzlich 
wurden weiterführende Formatierungsvorgaben aufgenommen.8  
 

Mindestabmessungen der Kennzeichnungsetiketten, Piktogramme & Mindestschriftgröße 
 

Fassungsvermögen des 

Versandstücks 

Abmessungen des 

Kennzeichnungsetiketts (in 

Millimetern) für die in Artikel 17 

vorgeschriebenen Angaben 

Abmessungen 

jedes Piktogramms 

(in Millimetern) 

 

Mindestschriftgröße 

(x-Höhe in Millimetern) 

bis 0,5 l 

 

wenn möglich, mindestens 

52×74 

 

nicht kleiner als 

10×10 

wenn möglich, 

mind. 16×16 

1,2 

über 0,5 l bis höchstens 3 l 1,4 

über 3 l bis höchstens 50 l mindestens 74×105 mind. 23×23 1,8 

über 50 l bis höchstens 500 l mindestens 105×148 mind. 32×32 2,0 

über 500 l mindestens 148×210 mind. 46×46 2,0 

 

Tabelle 1: Referenz: CLP Anhang I, Abschnitt 1.2.1.4., Tabelle 1.3. 
 

Die Mindestschriftgrößen beziehen sich hierbei auf die Höhe des kleinen Buchstaben „x“. Die 

weiteren Vorgaben für Text nach Anhang I, Abschnitt 1.2.1.5, lauten wie folgt: 
 

 Er muss schwarz auf weißen Hintergrund gedruckt sein. 

 Der Abstand zwischen zwei Zeilen muss mindestens 120 % der Schriftgröße betragen. 
 Es ist eine einzige Schriftart zu verwenden, die gut lesbar und serifenlos ist. 

 
 
8 Verordnung (EU) 2024/2865, zu Anhang I, Abschnitte 1.2.1.4 & 1.2.1.5. 
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 Der Abstand zwischen den Buchstaben muss so sein, dass die gewählte Schriftart gut 
lesbar ist.  

 

Spotlight: Die Anforderungen in der Tabelle beziehen sich in aktuellen Entwürfen der 
Leitlinien zur Kennzeichnung und Verpackung auf das „Fassungsvermögen des 

Versandstücks“, wobei gemäß einer zusätzlichen Erläuterung das „gekennzeichnete 

Fassungsvermögen der Verpackung“ betrachtet werden muss („*Volume capacity of the 

packaging being labelled.”). Dies kann vom allgemeinen (Nenn-)Fassungsvermögen 
abweichen. 

 

Die folgende Grafik stellt die verwendete Definition der „x-Höhe“ und des „Zeilenabstand“ an 
einem Beispieltext anschaulich dar: 

 
Abbildung 2 Informationsgrafik: Kopie aus dem Entwurf der ECHA-Leitlinien zur Kennzeichnung und Verpackung; 

Legende: 1 Oberlänge, 2 Oberlinie, 3 x-Höhe (Mittellinie), 4 Grundlinie, 5 Unterlänge 

 

Spotlight: Nach einer Auslegung des Rechtstextes wurde befürchtet, dass Vorgaben aus 
anderen EU-Akten (bspw. Biozid- und Pflanzenschutzprodukte), die in den Abschnitt der 

„Zusätzlichen Kennzeichnungsinformationen“ nach Artikel 25 auf das Kennzeichnungsetikett 

aufgenommen werden, ebenfalls den Formatierungsregeln folgen müssen. Die EU-

Kommission hat in Entwürfen der ECHA-Leitlinien Ihre Auslegung kommuniziert und dem 
widersprochen, sodass Vorgaben aus anderen Unionsakten wie BPR oder PPPR nicht den 

Formatierungsvorgaben folgen müssen.  

 

 

 
Spotlight: Die Neuregelung der Faltetiketten ist nicht Bestandteil des „Chemicals 

Simplification Omnibus“. Auch im Falle einer Rücknahme der neuen Anforderungen zu 

Mindestschriftgröße und Formatierung ist derzeit nicht vorgesehen, die freie Verwendung von 
Faltetiketten wieder einzuschränken. 
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Durch eine erfreuliche Gleichstellung der Faltetiketten gegenüber den normalen 
Drucketiketten ist eine stärkere Nutzung von Faltetiketten angestrebt.9 Ein standardmäßiger 

Einsatz ist also ohne Einschränkung möglich, dennoch verbleiben praktische Nachteile wie 

der deutlich größere Kostenaufwand, praktische Hürden für umfangreiche und großflächige 
Etiketten sowie größere Vorlaufzeiten. 

Auch für die Faltetiketten gelten neue Vorgaben bezüglich der Formatierung der Vorder-, 

Innen- und Rückseiten nach Anhang I, Abschnitt 1.2.1.6.10  

 
 Vorderseite: 

i) Name, die Anschrift und die Telefonnummer der Lieferanten; 

ii) Nennmenge des Stoffes oder Gemisches in der Verpackung, sofern nicht anderweitig 
angegeben; 

iii) Produktidentifikatoren in allen Sprachen des Kennzeichnungsetiketts, die auf den 

Innenseiten verwendet werden;  
iv) ggfs. die Gefahrenpiktogramme; 

v) ggfs. die Signalwörter in allen Sprachen des Kennzeichnungsetiketts, die auf den 

Innenseiten verwendet werden; 

vi) ggfs. den eindeutigen Rezepturidentifikator (UFI), sofern nicht auf inneren Verpackung; 
vii) Verweis auf die vollständigen Sicherheitsinformationen im Innern des Faltetiketts in 

allen Sprachen des Kennzeichnungsetiketts oder ein Symbol, mit dem der Anwender 

darüber informiert wird, dass sich das Kennzeichnungsetikett öffnen lässt, und das zeigt, 

dass auf den Innenseiten weitere Informationen vorhanden sind; 

viii) ein Sprachenkürzel (Länder- oder Sprachencode) für alle Sprachen auf Innenseiten. 

 
 Innenseiten:  

Alle in Artikel 17 Absatz 1 genannten Kennzeichnungselemente mit Ausnahme des 

Gefahrenpiktogramms und der Angaben zum Lieferanten in jeder der auf der Vorderseite 

angegebenen Sprachen und nach Sprachen gruppiert enthalten, wobei das 
Sprachenkürzel (Länder- oder Sprachencode) zu verwenden ist. Eine Doppelung der 

Angabe des Fassungsvermögens ist nach derzeitigem Stand nicht erforderlich. 

 
 Rückseite:  

Alle auf der Vorderseite angegebenen Kennzeichnungselementen, mit Ausnahme der 

Kürzel der auf den Innenseiten verwendeten Sprachen 
 

Spotlight: Eine Einschränkung auf die Ausgestaltung der Faltetiketten wird im Rechtstext 

nicht vorgenommen, sodass verschiedene etablierte Formate wie das faltbare Leporello-

Etikett oder Alternativen, zum Beispiel in Form eines Booklets, frei verwendet werden 
können. Die Anforderungen an die Gestaltung, den Inhalt und das Anbringen auf dem 

Gebinde gelten für alle Formen. 

 

 
9 Verordnung (EU) 2024/2865, Erwägungsgrund (14), zu Artikel 31(1). 
10 Verordnung (EU) 2024/2865, zu Artikel 31 (1a), Anhang I, Abschnitt 1.2.1.6. 
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Neu eingeführt wurde die Möglichkeit zur Nutzung von digitalen Kennzeichnungsetiketten in 
Artikel 34a. Nach Scannen eines Datenträges auf dem Gebinde, beispielsweise in Form eines 

üblichen QR-Codes, werden Kennzeichnungsinformationen online dargestellt. Zunächst ist 

diese neue Etikettenform unter CLP nur als ergänzendes Element vorgesehen, da alle 
wesentlichen Informationen nach wie vor auf dem physischen Etikett abgebildet werden 

müssen und somit Informationen sowohl physisch als auch digital dargestellt werden 

müssen.11  Nur ergänzende Informationen gemäß Artikel 25 Absatz 3, die keine 

Pflichtinformationen darstellen, dürfen ausschließlich digital bereitgestellt werden. Eine 

Verbreitung dieser Kennzeichnungsform, die insbesondere im Verbrauchersektor zu einer 

besser zugänglichen Gefahrenkommunikation führen könnte, wird nach der Revision daher 

nicht erwartet.  
 

Auch führen strikte Vorgaben zur Bereitstellung der geforderten Onlineinformationen zu 

weiteren Hürden und durch zusätzliche Verweise auf dem gedruckten Kennzeichnungsetikett 
wird der Platzmangel sogar noch verschärft. Folgende Vorgaben für die Umsetzung werden in 

Artikel 34(b) gestellt:  

(1) Wenn gemäß Artikel 31 Absatz 1b ein Lieferant einen Datenträger, der mit einem digitalen 
Kennzeichnungsetikett verknüpft ist, anbringt oder aufdruckt, muss dieser Lieferant dafür 

Sorge tragen, dass das digitale Kennzeichnungsetikett den folgenden allgemeinen 

Vorschriften und technischen Anforderungen entspricht: 

a. Alle in Artikel 17 Absatz 1 genannten Kennzeichnungselemente werden zusammen an 
einer Stelle bereitgestellt und sind von anderen Informationen getrennt. 

b. Die Informationen auf dem digitalen Kennzeichnungsetikett müssen durchsuchbar 

sein. 
c. Die Informationen auf dem digitalen Kennzeichnungsetikett müssen für alle Nutzer in 

der Union zugänglich sein und für einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren — oder 

länger, falls in anderen Rechtsvorschriften der Union so festgelegt — zugänglich 
bleiben. 

d. Das digitale Kennzeichnungsetikett muss kostenlos zugänglich sein, ohne 

Registrierung oder die Notwendigkeit, Anwendungen herunterzuladen oder zu 

installieren oder ein Passwort anzugeben. 

e. Die Informationen auf dem digitalen Kennzeichnungsetikett werden so dargestellt, 

dass auch den Bedürfnissen schutzbedürftiger Gruppen Rechnung getragen wird und 

gegebenenfalls die notwendigen Anpassungen unterstützt werden, um diesen 
Gruppen den Zugang zu den Informationen zu erleichtern. 

f. Die Informationen auf dem digitalen Kennzeichnungsetikett müssen mit höchstens 

zwei Klicks zugänglich sein. 
g. Das digitale Kennzeichnungsetikett muss über weitverbreitete digitale Technologien 

zugänglich und mit allen wichtigen Betriebssystemen und Browsern kompatibel sein. 

 
 
11 Verordnung (EU) 2024/2865, Erwägungsgrund (16), zu Artikel 34a, Artikel 34b. 
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h. Sind die Angaben auf dem digitalen Kennzeichnungsetikett in mehr als einer Sprache 
zugänglich, so darf die Wahl der Sprache nicht von dem geografischen Standort, von 

dem aus der Zugriff erfolgt, abhängig gemacht werden. 

 
Der Gesetzgeber hat weitreichende technische Vorgaben für die Umsetzung gegeben und mit 

der gewählten Einführung eindeutig die Chance vertan, eine nachhaltige Verbesserung und 

Modernisierung im Verbraucherbereich herbeizuführen. Zumindest ist eine zukünftige 

Anpassung der digitalen Kennzeichnungsvorgaben in delegierten Rechtsakten möglich und 
an technologische Veränderungen geknüpft. Auch betreffende Änderungen im GHS-System 

zu diesem Themenblock sollen unmittelbar umgesetzt werden.12  

 

 

 
Spotlight: Die in diesem Abschnitt vorgestellten Anpassungen sind Bestandteil des 

„Chemicals Simplification Omnibus“ und erfahren möglicherweise eine Überarbeitung. Die 

EU-Kommission hat vorgeschlagen, die neuen Anforderungen zur Aktualisierung der 
Kennzeichnung vollständig zurückzunehmen (siehe Abschnitt 6.1 Vorschlag zur 

Vereinfachung der CLP-Verordnung und weiterer Verordnungen „Chemicals Simplification 

Omnibus“). 
 

Die Verpflichtung zur Aktualisierung der Etiketteninformationen wurde konkretisiert. Bei 

erforderlichen Änderungen – etwa aufgrund einer schärferen Einstufung, der Aufnahme 

zusätzlicher Gefahrenklassen oder neuer ergänzender Informationen nach Artikel 25 – muss 
die Kennzeichnung unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von sechs 

Monaten angepasst werden. Für weitere Aktualisierungsgründe verbleibt der Zeitraum bei 18 

Monaten.  
 

Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Lieferant die Ergebnisse der neuen 

Bewertung gemäß Artikel 15 Absatz 4 entweder selbst erlangt oder von Dritten mitgeteilt 
bekommen hat. 

  

Spotlight: Die Vorgabe nach Artikel 30 wird so interpretiert, dass jeder Lieferant innerhalb 

von sechs Monaten nach der eigenen Bewertung, beispielsweise durch den Erhalt von neuen 

Informationen, seine Kennzeichnung ggfs. aktualisieren muss - der Zeitraum von sechs 

Monaten aber für jede Station der Lieferkette individuell gilt.  

 
 

VCI-Fazit: Der VCI begrüßt die vorgeschlagene Rücknahme der neuen Formatierungsvorgaben 

und Aktualisierungsfristen. Die neuen Kennzeichnungsvorgaben bringen andernfalls deutliche 
Verschärfungen mit sich, die vom VCI aufgrund der weitreichenden Praxisauswirkungen und 

höheren Umsetzungskosten kritisiert wurden. Sie haben weitreichende Auswirkungen auf die 

 
 
12 Verordnung (EU) 2024/2865, Erwägungsgründe (17-18), zu Artikel 53 (1a) & (1b). 
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gesamte Kennzeichnungslogistik und Lagerung, da betriebsinterne Abläufe grundlegend 
umgestellt werden müssen.13 Eine konkrete Verbesserung der Gefahrenkommunikation wird 

nicht erwartet, wenn Mindestschriftgrößen neu eingeführt und die Anzahl der Sprachen 

reduziert werden müssen, wovon insbesondere Nicht-Muttersprachler in den Mitgliedstaaten 
betroffen sein werden. Internationale Lieferketten werden durch die Vorgaben stark getroffen. 

Einschränkend kommt hinzu, dass Gebinde mit gefährlichen Gemischen und einem 

Fassungsvermögen von drei Litern und darüber typischerweise nicht von Endverbrauchern 

genutzt werden, sondern Anwendung im professionellen Bereich oder ausschließlich im 
industriellen Sektor mit entsprechend geschulten Mitarbeitenden finden.  

Positiv hervorzuheben ist jedoch die Gleichstellung der Faltetiketten als echte Alternative und 

die erstmalige Einführung der Digitalen Kennzeichnung, die zukünftig schneller an den 
technischen Fortschritt angepasst werden kann. Der VCI setzt sich weiterhin für pragmatische 

Lösungen und Vereinfachungen ein, da die vorgeschlagenen Mindestschriftgrößen und 

Formatierungsvorgaben in der initialen Folgenabschätzung nicht ausreichend berücksichtigt 
wurden und einen unverhältnismäßig großen Aufwand für die Industrie nach sich ziehen.  

 

 

 

 

Spotlight: Die in diesem Abschnitt vorgestellten Anpassungen sind Bestandteil des 

„Chemicals Simplification Omnibus“ und erfahren möglicherweise eine Überarbeitung. Die 
EU-Kommission hat vorgeschlagen die neuen Anforderungen zu Werbung und 

Fernabsatzangeboten auf Produkte für die breite Öffentlichkeit zu beschränken und die 

verpflichtende Information auf den Hinweis: „Die Informationen auf dem Produktetikett sind 
stets zu befolgen“ zu reduzieren (siehe 6.1 Vorschlag zur Vereinfachung der CLP-Verordnung 

und weiterer Verordnungen „Chemicals Simplification Omnibus“). 

 
Der Artikel 48 von CLP, der Vorgaben für Werbung zu gefährlichen Stoffen und Gemischen 

enthält, wurde überarbeitet und die Pflichten insbesondere für Gemische wurden signifikant 

erweitert. Außerdem wurde ein neuer Abschnitt in Artikel 48a für Fernabsatzangebote 

eingeführt.  
Während bisher lediglich die Gefahrenklassen oder -kategorien in der Werbung für Stoffe 

angegeben werden mussten, ist nun die Angabe von  

 Gefahrenpiktogrammen,  

 Signalwörtern,  

 Gefahrenhinweisen und  

 EUH-Hinweisen verpflichtend.  

 

 
13 Vgl. VCI-Feedback zur Initiative Überarbeitung der EU-Rechtsvorschriften zur Einstufung, Kennzeichnung und 

Verpackung von Chemikalien, abrufbar unter https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-

say/initiatives/12975-Uberarbeitung-der-EU-Rechtsvorschriften-zur-Einstufung-Kennzeichnung-und-

Verpackung-von-Chemikalien/F3389632_de)  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12975-Uberarbeitung-der-EU-Rechtsvorschriften-zur-Einstufung-Kennzeichnung-und-Verpackung-von-Chemikalien/F3389632_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12975-Uberarbeitung-der-EU-Rechtsvorschriften-zur-Einstufung-Kennzeichnung-und-Verpackung-von-Chemikalien/F3389632_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12975-Uberarbeitung-der-EU-Rechtsvorschriften-zur-Einstufung-Kennzeichnung-und-Verpackung-von-Chemikalien/F3389632_de
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 Zudem ist bei für die breite Öffentlichkeit bestimmten Produkten der Hinweis „Die 

Informationen auf dem Produktetikett sind stets zu befolgen.“ in die Werbung aufzunehmen. 

 

Auch bei der Werbung für als gefährlich eingestufte Gemische sind nun 

Gefahrenpiktogramme, Signalwörter, Gefahrenhinweise und EUH-Hinweise verpflichtend 
anzugeben. Wird ein Gemisch an die breite Öffentlichkeit verkauft, muss ebenfalls der 

genannte zusätzliche Hinweis in die Werbung aufgenommen werden.14 

 
Der bisherige Artikel 48 zu Werbung (noch anwendbar bis 30.06.2026) enthielt die klare 

Vorgabe, dass Gefahreneigenschaften von Gemischen nur dann in Werbematerialien 

anzugeben sind, wenn Verbraucher einen Kauf abschließen können, ohne zuvor das 
Kennzeichnungsetikett gesehen zu haben.15 Die Einschränkung auf Verbrauchergemische 

wurde im Rechtstext entfernt, sodass Werbung für Gemische für professionelle (und 

industrielle) Anwender nun ebenfalls unter die Regelung fällt. Eine Ausnahme für die 

Nennung von Gefahrenpiktogrammen und Signalwörtern für nicht visuelle – im Wesentlichen 
also Audiowerbung beispielsweise im Radio oder Podcasts – wurde eingefügt. 

 

Die CLP-Verordnung definiert den Begriff „Werbung“ nicht ausdrücklich, auch wenn 
Erwägungsgrund 37 Werbung als vorgelagerte Information zur Verkaufsförderung beschreibt 

– unabhängig davon, ob sie entgeltlich erfolgt. In Leitlinienentwürfen werden Querbezüge zu 

Definitionen zu anderen EU-Rechtsakten hergestellt, die sehr breite Definitionen von 

Werbung, oft jedoch in anderen Produktkontexten nahelegen. Auch mehrere 

Mitgliedstaatenbehörden sprechen sich nach aktuellem Stand für eine breite Auslegung des 

Werbebegriffes aus, da keine einschränkende Definition im Rechtstext gegeben wird.  

Gemäß des Digital Services Acts (Verordnung (EU) 2022/2065) ist digitale Werbung jede 
Information, die zur Förderung einer Botschaft dient – unabhängig davon, ob sie 

kommerziellen oder nicht-kommerziellen Zwecken dient – und die von einer Online-

Plattform gegen Entgelt auf ihrer Benutzeroberfläche präsentiert wird. Damit wird der Begriff 
der Werbung an eine bezahlte Platzierung geknüpft. 

Stoffe und Gemische, die unter die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 

(Pflanzenschutzmittelverordnung, PPPR) oder die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
(Biozidprodukteverordnung, BPR) fallen und ausschließlich für die berufliche Verwendung 

bestimmt sind, müssen die jeweiligen Werbevorschriften dieser Regelwerke einhalten (Artikel 

66 PPPR und Artikel 72 BPR). Insbesondere muss Werbung für Pflanzenschutzmittel 

gegenüber beruflichen Verwendern den Hinweis enthalten: „Verwenden Sie 
Pflanzenschutzmittel sicher. Lesen Sie stets das Etikett und die Produktinformationen vor der 

Anwendung.“ 

 

 

 
14 Verordnung (EU) 2024/2865, zu Artikel 48. 
15 Vgl. Verordnung (EG) 1272/2008, alter Wortlaut des Artikels 48, der Informationen zu Werbung und dem 

Fernabsatz enthielt, noch anwendbar bis 30.06.2026. 
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Im Zusammenhang mit dem erweiterten Umfang des Artikels werden viele Fragen zur 
Auslegung aufgeworfen. Zentral ist hierbei, was genau als Werbung nach Artikel 48 anzusehen 

ist. Dies bleibt nach wie vor vage und viele aktuelle Werbematerialien müssen bis zur 

Anwendungsfrist überprüft werden. Oftmals ist der Werbecharakter von bereitgestellten 
Informationen in Broschüren und in Webauftritten nicht abschließend geklärt und die 

Formulierungen im Rechtstext geben keine Klarheit. 

In den ECHA-Leitlinien sollen zur Unterstützung einige einschränkende Punkte 

aufgenommen werden, die nach Artikel 48 nicht als Werbung betrachtet werden müssen, 
unter anderem die folgenden: 

 Allgemeine Unternehmens- oder Markeninformationen, ohne spezifische Informationen 

zu einem einzelnen identifizierten Produkt, 
 Informationen über eine Produktgruppe mit derselben Funktion, 

 Werbematerial im Geschäft am Verkaufsort, wo der Käufer das Produkt und das 

vollständige CLP-Etikett vor dem Kauf sehen kann, 
 Technische Datenblätter oder technische Informationsbroschüren, Handbücher und 

ähnliche Materialien, die sich auf die Beschreibung der technischen Eigenschaften von 

Produkten konzentrieren, 

 Cross-Selling: Informationen auf einem Produktetikett, die auf andere/ergänzende 
Produkte verweisen. (Das Hinzufügen von CLP-Gefahreninformationen für andere 

Produkte auf diesem Etikett wäre verwirrend und würde von den Gefahreninformationen 

für das eigentliche Produkt ablenken.), 

 Messestände für Fachbesucher, 

 Listen, die automatisch von Algorithmen generiert werden (z. B. 

Suchmaschinenergebnisse), 
 Informationen nur für die B2B-Kommunikation (z. B. nach dem Login auf einer 

Unternehmenswebsite). 

 

Auch zur technischen Ausgestaltung der geforderten Werbeinformationen werden keine 
Angaben gemacht, in welcher Form die Anforderungen konkret erfüllt werden können. 

Aussagen wie „ungiftig“, „ökologisch“, „unschädlich“ oder „nicht umweltschädlich“ – oder 

andere, die der Einstufung des Stoffes oder Gemisches widersprechen – sind weder auf dem 
Etikett noch in der Verpackung erlaubt (gemäß Artikel 25 Absatz 4). Entsprechend sind solche 

Aussagen auch in der Werbung für gefährliche Stoffe oder Gemische unzulässig. Jegliche 

Aussage, die suggeriert, dass ein Stoff oder Gemisch ungefährlich sei, ist nicht erlaubt (siehe 
Erwägungsgrund 36). So darf beispielsweise ein Gemisch, das als gesundheitsschädlich 

eingestuft ist, nicht mit einem Umweltversprechen wie „ökologisch“ beworben werden. 

 

 Fernabsatzangebote 

In den Rechtstext aufgenommen wurde darüber hinaus der neue Artikel 48a zu 

Fernabsatzangeboten, der insbesondere die Abgabe über Online-Vertriebskanäle im Fokus 

hat. Darin wird die Pflicht eingeführt, dass für Angebote im Fernabsatz die 
Kennzeichnungselemente gemäß Artikel 17 angegeben werden, was die meisten 

Etiketteninformationen umfasst. 



 

Stand: 15.08.2025 Seite  15/ 22 

Auch für den Begriff „Fernabsatzangebote“ ist keine Definition im Rechtstext vorgegeben und 
die technische Umsetzung bleibt offen. Dabei sind die Anforderungen des Europäischen 

Rechtsakts zur Barrierefreiheit (Richtlinie (EU) 2019/882) zu berücksichtigen, der seit dem 28. 

Juni 2025 für E-Commerce-Dienste gegenüber Verbrauchern gilt. 
Ein „Angebot“ gilt als Einladung zum Vertragsabschluss, also als eine Form der Bereitstellung 

eines Produkts – entgeltlich oder unentgeltlich – an Dritte.  

 

Im Gegensatz zur Werbung bezieht sich der Begriff „Fernabsatzangebot“ nur auf Fälle, in 
denen ein Kaufvertrag direkt abgeschlossen werden kann (z. B. durch das Hinzufügen eines 

Produkts zum Warenkorb in einem Online-Shop). Ein Produkt gilt als in Verkehr gebracht, 

sobald das Online-Angebot auf Käufer der EU abzielt und diesen den Vertragsabschluss 
ermöglicht. 

 

Die CLP-Verordnung definiert nicht, wann ein Online-Angebot auf Käufer in der EU abzielt. In 
den Leitlinien wird daher auf Definitionen in weiterführenden EU-Rechtsakten verwiesen:  

 Verordnung über die allgemeine Produktsicherheit (Verordnung (EU) 2023/988) sowie im 

Digital Services Act (Verordnung (EU) 2022/2065) zu finden. Diese verlangen eine 

Einzelfallprüfung, bei der u. a. folgende Aspekte berücksichtigt werden sollten: 

geografische Versandgebiete, angebotene Sprachen, Sprachen für Bestellvorgänge, 

akzeptierte Zahlungsmittel, verwendete Währungen, Domainnamen mit Bezug zu 

Mitgliedstaaten, lokale Werbung oder Kundenservice in einer Sprache des Zielstaats.  

 Im Kontext der Artikel 48 und 48a bedeutet dies, dass die Kennzeichnungselemente gemäß 

Artikel 17 Absatz 2 mindestens in der Amtssprache des Mitgliedstaats verfügbar sein 

müssen, in dem die Website registriert ist – idealerweise aber auch in weiteren EU-

Sprachen, um grenzüberschreitende Käufe zu ermöglichen. 

 Der Begriff „Online-Verkauf“ wird häufig synonym mit Fernabsatz verwendet und 

beschreibt eine Form des elektronischen Handels, bei der Verkäufer Waren über eine 

Online-Oberfläche direkt an Käufer verkaufen.  

 Online-Verkäufe umfassen somit Fernabsatzangebote. Daher gilt auch hier die Verordnung 

(EU) 2023/988, sofern es sich um Verbraucherprodukte handelt. 

 Wie in Erwägungsgrund 37 der Verordnung (EU) 2024/2865 hervorgehoben, gelten zudem 

die Pflichten für Anbieter von Online-Marktplätzen gemäß Artikel 31 der Verordnung (EU) 

2022/2065 auch für die Darstellung der CLP-Kennzeichnungselemente. 

 

Spotlight: Details zur technischen Umsetzung für die Nennung der 

Kennzeichnungsinformationen werden nicht festgelegt, sodass den Unternehmen Flexibilität 
in der Umsetzung gewährt wird. Die Gefahrenhinweise sollten jedoch bei Onlineangeboten 

schnell erreichbar sein und nicht mehrere Klicks auf Unterseiten erfordern. Praktikable 

Lösungen können ein Foto des Kennzeichnungsetiketts oder die Integration der 

Gefahreninformationen in die Beschreibung sein. Der alleinige Verweis auf 
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Sicherheitsdatenblätter, die die Gefahrenhinweise enthalten, genügt nach aktuellem 
Wissensstand auch im B2B-Bereich nicht.  

 

VCI-Fazit: Der VCI begrüßt die vorgeschlagene Vereinfachung der Anforderungen an Werbung 
und Fernabsatzangebote. Die überarbeiteten Vorgaben zu Werbung und Fernabsatzangeboten 

gemäß CLP-Revision stellen Unternehmen andernfalls vor erhebliche Herausforderungen, da 

diese aktuell noch mit großen Unsicherheiten verbunden sind. Zwar ist das Ziel einer 

verbesserten Verbraucher-information im Bereich Werbung grundsätzlich nachvollziehbar, 
jedoch bleibt die praktische Umsetzbarkeit in vielen Punkten unklar. Die fehlende Definition des 

Begriffs „Werbung“ sowie die Ausweitung der Pflichten auf Produkte für professionelle 

Anwender führen zu erheblicher Rechtsunsicherheit. Auch die technische Ausgestaltung der 
geforderten Angaben, insbesondere im Print-Bereich, ist bislang nicht konkretisiert. Der VCI 

sieht hier dringenden Klärungsbedarf, um eine rechtssichere und praktikable Umsetzung zu 

ermöglichen. Leider können von VCI-Seite derzeit keine konkreten Empfehlungen zur Auslegung 
oder Umsetzung gegeben werden. Die Themen Werbung und Fernabsatz bleiben weiterhin im 

Fokus von möglichen Vereinfachungen. 

 

 

 

Mit der der Revision wurden die Anforderungen an die Einstufung von „Stoffen, die mehr als 

einen Bestandteil enthalten“ (sogenannte „MOCS“ oder „more than one constituent 
substances“) deutlich präzisiert. Informationen zu Bestandteilen werden Informationen des 

Gesamtstoffes vorgezogen, was zu einer bestandteilbasierten Einstufung führt. Dies hat zur 

Folge, dass Stoffe, die aus mehreren identifizierbaren Bestandteilen bestehen, in Ihrer 
Einstufung ähnlich wie Gemische behandelt werden, da der Gesetzgeber hier eine Ähnlichkeit 

sieht. Bestandteile, die auch identifizierte Verunreinigungen und Zusatzstoffe (Additive) 

beinhalten, werden oberhalb ihrer Berücksichtigungsgrenzwerte für die Bewertung 
herangezogen.    

Gemäß Artikel 5 Absätze 3 bis 5 der geänderten CLP-Verordnung ist bei der Einstufung solcher 

Stoffe grundsätzlich von den verfügbaren Informationen zu den einzelnen bekannten 

Bestandteilen auszugehen. Nur wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind – etwa wenn Daten 
zum Gesamtstoff belegbare Aussagen zu bestimmten Gefahreneigenschaften ermöglichen 

oder bestehende Schlussfolgerungen stützen – dürfen auch Daten zum Gesamtstoff 

ergänzend berücksichtigt werden. Dabei gilt, dass negative oder weniger schwerwiegende 
Ergebnisse auf Gesamtstoffebene nicht über positive Ergebnisse auf Bestandteilebene 

gestellt werden dürfen. Informationen zu Bestandteilen müssen für folgende Eigenschaften 

und Gefahrenklassen herangezogen werden: 
 

 Karzinogenität, Mutagenität, Reproduktionstoxizität (CMR) 

 Endokrine Disruptoren für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt, 

 Bioabbaubarkeit, Persistenz, Mobilität & Bioakkumulation, schnelle biologische 

Abbaubarkeit 
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Für pflanzlich gewonnene MOCS (Art. 5 Abs. 6–8) gelten vorübergehende Ausnahmen, sodass 
diese nicht basierend auf Bestandteilen eingestuft werden müssen, um eine 

wissenschaftliche Neubewertung zu ermöglichen. Pflanzen umschließen in diesem Kontext 

lebende oder tote Organismen aus den Reichen der Pflanzen und der Pilze sowie Algen, 
Flechten und Hefen. Die Europäische Kommission ist verpflichtet, bis spätestens Ende 2029 

einen Bericht zur Bewertung dieser Stoffgruppe vorzulegen, der mit einem 

Regulierungsvorschlag verbunden werden kann. Die Kommission kann künftig Ausnahmen 

oder Anpassungen per delegiertem Rechtsakt festlegen. 
 

 

 

Die Europäische Kommission hat nach intensiver Interessenvertretung durch 

Industrieverbände aus der chemisch-pharmazeutischen Industrie und nachgeschalteter 

Anwenderverbände das Thema Vereinfachung und Bürokratieabbau aufgegriffen. Hierzu 

dienten auch neue Kommunikationsformate der EU-Kommission wie Stakeholder-
Workshops, beispielsweise der „CLP Reality Check Workshop“ am 16. Mai 2025. Am 8. Juli 

2025 wurde der bereits angekündigte „Chemicals Action Plan“ als weitreichende 

Kommunikation veröffentlicht. Der vorgestellte Aktionsplan umfasst mehrere weitreichende 
Einzelmaßnahmen aus den Bereichen Umwelt und Chemikalien, darunter die Revision der 

REACH-Verordnung und die Vorlage eine Omnibusvorschlages zur Vereinfachung in der 

Chemikalienregulierung. Letzterer wurde zeitgleich als Vorschlag einer Omnibusverordnung 

vorgelegt. 
 

 

 

 

Im Rahmen des sogenannten „Chemicals Simplification Omnibus“-Vorschlags der 

Europäischen Kommission (COM 2025/531), der am 8 Juli 2025 vorgelegt wurde, werden 
gezielte Änderungen an der CLP-Verordnung vorgeschlagen, um regulatorische Belastungen 

zu reduzieren und die Wettbewerbsfähigkeit der chemischen Industrie zu stärken.16 Die 

Änderungen betreffen insbesondere die Kennzeichnung, Werbung und digitale 
Kommunikation und schlagen eine Rücknahme oder Abschwächung der neu eingeführten 

Vorgaben aus der Verordnung (EU) 2025/2865 vor. Folgende Aspekte werden im 

Verordnungsvorschlag adressiert: 

 
 
16 Proposal for a REGULATION OF THE EUROPEAN PARLIAMENT AND OF THE COUNCIL amending Regulations (EC) 

No 1272/2008, (EC) No 1223/2009 and (EU) 2019/1009 as regards simplification of certain requirements and 

procedures for chemical products, abrufbar unter: https://single-market-

economy.ec.europa.eu/publications/simplification-certain-requirements-and-procedures-chemical-

products_en  

https://single-market-economy.ec.europa.eu/publications/european-chemicals-industry-action-plan_en
https://single-market-economy.ec.europa.eu/publications/simplification-certain-requirements-and-procedures-chemical-products_en
https://single-market-economy.ec.europa.eu/publications/simplification-certain-requirements-and-procedures-chemical-products_en
https://single-market-economy.ec.europa.eu/publications/simplification-certain-requirements-and-procedures-chemical-products_en
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 Streichung der Formatvorgaben für Etiketten 

Die verpflichtenden Formatvorgabe in Anhang I Abschnitt 1.2.1 (Mindestschriftgröße, 

Mindestzeilenabstand, Farbschema) werden gestrichen. Künftig genügt es, wie auch aus der 
alten CLP-Regelung bekannt, dass die Etiketten klar und lesbar sind. Dies soll insbesondere 

bei mehrsprachigen Etiketten und kleinen Verpackungen die Kosten senken und die 

Umsetzbarkeit verbessern. 

 

 Werbung und Fernabsatz: Fokus auf Endverbraucher 

Die Informationspflichten für Werbung (Artikel 48) und Fernabsatzangeboten (Artikel 48a) 

werden auf Produkte für die breite Öffentlichkeit beschränkt. Für B2B-Kommunikation gelten 
weiterhin die Informationspflichten in der Lieferkette nach REACH. Werbung für die breite 

Öffentlichkeit muss künftig nicht mehr alle Gefahreninformationen enthalten, sondern 

lediglich den Hinweis: „Die Informationen auf dem Produktetikett sind stets zu 
befolgen.“ Damit soll eine Harmonisierung mit den Werbevorgaben für Biozide und 

Pflanzenschutzmittel erreicht werden. Fernabsatzangebote für die breite Öffentlichkeit 

müssen weiterhin alle Kennzeichnungsinformationen nach Artikel 17 enthalten.  
 

 Einführung eines „digitalen Kontakts“ 

Die CLP-Verordnung soll künftig die Angabe eines „digitalen Kontakts“ auf dem Etikett 

verpflichtend machen. Darunter fällt jede aktuelle und zugängliche Online-

Kommunikationsmöglichkeit, über die ein Lieferant erreicht werden kann – z. B. eine Website, 

E-Mail-Adresse oder ein digitales Portal. Dies soll die Kommunikation mit Behörden und 

Endnutzern erleichtern und die Marktüberwachung verbessern. Unter Artikel 2 Nummer 42 
wird dazu eine Definition des „digitalen Kontakts“ eingeführt und unter Artikel 17, Abschnitt 1 

a) diese als verpflichtende Kennzeichnungsangabe aufgeführt. Wegfallen wird dadurch die 

Pflicht zur Angabe eine Telefonnummer auf dem physischen Etikett. Die Möglichkeit für 
zusätzliche digitalen Kennzeichnung soll damit ausgebaut werden. 

 

 Vereinfachung der Kennzeichnung bei Kleinstverpackungen 

Die bestehenden Ausnahmen für Verpackungen unter 10 Millilitern werden erweitert. Künftig 

muss nicht mehr nachgewiesen werden, dass die vollständige Kennzeichnung technisch 

unmöglich ist. Die Anforderungen für Innen- und Außenverpackungen bei Anwendung der 
10 ml-Ausnahme werden klarer gefasst und vereinfacht. Eine Einschränkung bezüglich 

bestimmter Gefahrenklassen wird vorgenommen.  

 

 Flexibilisierung bei der Etikettenaktualisierung 

Die angepasste feste Frist zur Aktualisierung der Etiketteninformationen von unverzüglich bis 

in maximal sechs Monaten entfällt. Stattdessen gilt künftig wieder die Vorgabe zur 

unverzüglichen Aktualisierung. Auslöser sind schärfere Einstufungen, die zu der Aufnahme 
zusätzlicher Gefahrenklassen oder neuer ergänzender Informationen nach Artikel 25 auf dem 

Etikett führen. Für weitere Aktualisierungsgründe verbleibt der Zeitraum bei 18 Monaten. Dies 
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soll insbesondere KMU entlasten, die externe Druckdienstleister nutzen oder komplexe 
Etikettenformate (z. B. Faltetiketten) einsetzen. Für weitere Aktualisierungsgründe verbleibt 

der Zeitraum bei 18 Monaten. 

 

 Sonderregelung für Tankstellenkennzeichnung 

Für die Kennzeichnung von Zapfsäulen wird eine Ausnahme eingeführt: Bestimmte 

Etikettenelemente wie die Nennmenge oder der UFI-Code müssen dort nicht mehr 

angegeben werden. Dies soll die Umsetzung für Kraftstoffanbieter vereinfachen, ohne die 
Sicherheit zu beeinträchtigen. 

 
 Zusätzliche Abverkaufsfristen 

Für die überarbeiteten Regelungen im Verordnungsvorschlag sollen zusätzliche 

Abverkaufsfristen gelten. Dies bedeutet, dass Stoffe und Gemische, die innerhalb von 36 

Monaten nach Inkrafttreten der angepassten Verordnung in Verkehr gebracht wurden, bis zu 
60 Monate nicht neu eingestuft, gekennzeichnet und verpackt werden müssen und nach den 

alten Regelungen abverkauft werden dürfen. 

 

 Zusätzliche digitale Informationen 

Existieren zusätzliche Informationen zu mehreren Lieferanten, können diese in ausschließlich 

digitaler Form bereitgestellt werden. 

  

Weitere von VCI, CEFIC und weiteren Industrieverbänden eingebrachte CLP-Themen: 
 Partikeleffekte und Einstufung dieser Stoffe unter CLP, 

 Überarbeitung des CLH-Prozesses und der automatischen Rechtsfolgen, 

 Die Definition der erstmaligen Bereitstellung auf dem Markt bzw. des 

Inverkehrbringens, sowie Klärung und Angleichung von Bereitstellung auf dem Markt 

und Inverkehrbringen, 

 Vereinheitlichung der PCN-Meldungen angesichts nationaler Besonderheiten, 

 Ausbau digitaler Kennzeichnungslösungen im B2B-Bereich und internationalem 

Kontext, 

 Vereinfachungen im Einstufungs- und Kennzeichnungsverzeichnis (CLI), 

 Verbesserung des CLH-Prozesses, insbesondere im Hinblick auf neue Stoffdaten, 

Vorschläge aus der Industrie und Expositionsrouten. 

 
Die vorgeschlagenen Vereinfachungen müssen das ordentliche Gesetzgebungsverfahren 

durchlaufen, in dem sowohl vom Rat der EU als auch vom Europäischen Parlament noch 

Änderungen vorgeschlagen werden können. Der Zeitrahmen für den Abschluss des 

Gesetzgebungsverfahren ist derzeit noch nicht abschätzbar. Das vorliegende Hilfsdokument 
wird zeitnah grundlegend angepasst, wenn die angepassten Vorgaben im Gesetzgebungs-

verfahren verabschiedet wurden, also ein Kompromissentwurf von allen Institutionen 

akzeptiert wurde und der zukünftige CLP-Rechtstext ausformuliert wurde. 
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VCI-Fazit: Der VCI setzt sich seit Veröffentlichung der ersten CLP-Revisionsentwürfe für 

Vereinfachungen und Bürokratieabbau der CLP-Vorgaben und für eine praktikable 

Ausgestaltung des CLP-Rechtstexts ein. Die vorgeschlagenen Änderungen im Rahmen des 
Simplification Omnibus werden daher grundsätzlich begrüßt. Es bleibt jedoch abzuwarten, 

inwieweit diese durch den notwendigen Gesetzgebungsprozess unter Mitsprache von 

Parlament und Rat tatsächlich umgesetzt werden können. Ferner kann die zeitliche Umsetzung 

derzeit noch schwer abgeschätzt werden. Die daraus resultierende Rechtsunsicherheit stellt für 
die betroffenen Unternehmen ein großes Problem für die Umsetzung der CLP-Revision dar 

(siehe Abschnitt 6.2). 

 
 

 

 
Die EU-Kommission hat erkannt, dass der notwendige Gesetzgebungsprozess für die im 

Rahmen des „Chemicals Simplification Omnibus“ vorgeschlagenen Vereinfachungen und 

Rücknahmen zu einem zeitlichen Konflikt mit den derzeitig anwendbaren Umsetzungsfristen 

der CLP-Revision führen würde. Daher wurden in einem separat vorgelegten 
Verordnungsvorschlag (COM) 2025/526 verlängerte Übergangsfristen für alle Änderungen 

vorgeschlagen, die nun im Rahmen „Chemicals Simplification Omnibus“ erneut diskutiert 

werden.17 Dies entspricht weitgehend der Forderung des VCI und andere Stakeholder nach 
einem „Stop-the-clock“.  

Für alle Anforderungen, die im Rahmen des „Chemicals Simplification Omnibus“ erneut 

diskutiert werden, wird einheitlich der 1. Januar 2028 als neue verlängerte Anwendungsfrist 

vorgeschlagen. Dies gilt unabhängig davon, unter welche Anwendungsfrist die Anforderung 

ursprünglich fiel. 

Auszug aus Artikel 2, Absatz 3a:  

„Article 1, points (14), (15)(c), (26) and (27), points (2) and (3) of Annex I and point (2) of Annex II 
shall apply from 1 January 2028’”.  

  

Eine frühere freiwillige Anwendung der anzupassenden Regelungen ist möglich. 

 

 

Der VCI wird sich in die Diskussionen im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum 

„Chemicals Simplification Omnibus“ intensiv einbringen. Darüber hinaus wird die laufende 

Implementierungsphase der überarbeiteten CLP-Vorgaben sowie die Überarbeitung der 

 

 
17  Proposal for a REGULATION OF THE EUROPEAN PARLIAMENT AND OF THE COUNCIL amending Regulation (EU) 

2024/2865 as regards dates of application and transitional provisions , abrufbar unter: https://single-market-

economy.ec.europa.eu/document/download/e2297bd6-90cc-4d30-8d71-

e5f8fb610221_en?filename=COM_2025_526_F1_PROPOSAL_FOR_A_REGULATION_EN_V6_P1_4208088.PDF  

https://single-market-economy.ec.europa.eu/document/download/e2297bd6-90cc-4d30-8d71-e5f8fb610221_en?filename=COM_2025_526_F1_PROPOSAL_FOR_A_REGULATION_EN_V6_P1_4208088.PDF
https://single-market-economy.ec.europa.eu/document/download/e2297bd6-90cc-4d30-8d71-e5f8fb610221_en?filename=COM_2025_526_F1_PROPOSAL_FOR_A_REGULATION_EN_V6_P1_4208088.PDF
https://single-market-economy.ec.europa.eu/document/download/e2297bd6-90cc-4d30-8d71-e5f8fb610221_en?filename=COM_2025_526_F1_PROPOSAL_FOR_A_REGULATION_EN_V6_P1_4208088.PDF
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zugehörigen Leitlinien weiterhin begleitet. Dabei setzt sich der Verband kontinuierlich für 
praxisnahe Vereinfachungen und den Abbau unnötiger Bürokratie ein, um eine umsetzbare 

Anwendung der neuen Regelungen zu gewährleisten. Der VCI wird auch künftig die 

Entwicklungen rund um die CLP-Vereinfachung und das parlamentarische 
Gesetzgebungsverfahren eng begleiten. 

 

 

 UN-GHS-Ebene – Stand der Diskussionen zu neuen Gefahrenklassen 

Auf Ebene des Unterausschusses für GHS-Experten (Sub-Committee of Experts on the GHS) 

wurde eine Arbeitsgruppe zu „Potential Hazard Issues“ (PHI) eingerichtet. Die Diskussionen 

zur Einführung neuer Gefahrenklassen befinden sich dort noch in einem relativ frühen 
Stadium. Wissenschaftliche Mandate wurden an die OECD erteilt, worin ermittelt werden soll, 

inwieweit die neuen Gefahren innerhalb des bestehenden GHS-Systems identifiziert und 

gekennzeichnet werden können. Ferner soll der derzeitige Stand der Forschung anhand von 
Literaturanalysten festgestellt werden und an das Sub Committee in Form eines Berichts 

weitergeleitet werden.  Ein konkreter Ausgang ist derzeit nicht absehbar. Ebenso bleibt offen, 

in welcher Form und mit welchen Kriterien eine mögliche Einigung zu den potenziellen 
Gefahrenklassen auf UN-GHS-Ebene und Aufnahme in eine zukünftige GHS-Revision in die 

europäische CLP-Verordnung überführt werden sollen. 

 

 

 

 Offizielle CLP-Leitlinien der ECHA, die aufgrund der CLP-Revision umfangreich 

überarbeitet werden: Leitlinien - ECHA 
 Erwartete CLP-Leitlinien, in Englisch und ggfs. teilweise in Deutsch: 

 Introductory Guidance on the CLP Regulation   

 Guidance on Labelling and Packaging 

 Guidance on Harmonised Information Relating to Health Emergency Response 

 Guidance on the preparation of dossiers for harmonised classification and labelling  

 Guidance on the Application of CLP Criteria: 

a. Part 1 - General Principles 

b. Part 3 - Human Health 

 Practical guide on read-across and grouping (new) 

 Helpdesk REACH-CLP-Biozide der Bundesanstalt für Arbeitsschutz- und Arbeitsmedizin 

(BAuA), verantwortliche Fachbehörde in DE: reach-clp-biozid@baua.bund.de oder 

telefonisch unter der Rufnummer 0231 90 71-2971 

 FAQ zu CLP: Helpdesk - FAQ zu CLP 

 Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) als benannte Stelle für den Empfang der PCN-

Mitteilung von Produktinformationen für die gesundheitliche Notfallversorgung gemäß 

CLP Artikel 45 und Anhang VIII: Mitteilung gefährlicher Produkte - BfR 

  ECHA-Helpdesk (ECHA Kontakformular CLP) mit FAQ-Sektion ECHA Questions & answers 
 

https://echa.europa.eu/de/guidance-documents/guidance-on-clp
mailto:reach-clp-biozid@baua.bund.de
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/CLP/FAQ
https://www.bfr.bund.de/chemikaliensicherheit/nationales-produktregister/mitteilung-gefaehrlicher-produkte/
https://comments.echa.europa.eu/comments_cms/Contact_CLP.aspx
https://echa.europa.eu/de/support/qas
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Haftungsausschluss: 
 

Alle enthaltenen Informationen wurden sorgfältig recherchiert und nach bestem Wissen und 

Gewissen zusammengestellt. Die gegebenen Hinweise und Empfehlungen basieren auf den zum 

Zeitpunkt der Erstellung verfügbaren Informationen und Erkenntnissen und stellen keine 
verbindlichen Handlungsempfehlungen dar. Trotz sorgfältiger Prüfung und Kontrolle der Inhalte 

kann jedoch keine Gewähr für die Aktualität, Richtigkeit, Vollständigkeit oder Qualität der 

bereitgestellten Informationen übernommen werden. Jegliche Haftung für Schäden, die aus der 
Nutzung oder dem Vertrauen auf die bereitgestellten Informationen resultieren, ist 

ausgeschlossen, soweit sie nicht auf vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Verhalten beruhen. 
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Mainzer Landstraße 55 
60329 Frankfurt 
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 Registernummer des EU-Transparenzregisters: 15423437054-40 

 Der VCI ist unter der Registernummer R000476 im Lobbyregister, für die 

Interessenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und gegenüber der 

Bundesregierung, registriert. 

 
Der VCI und seine Fachverbände vertreten die Interessen von rund 2.300 Unternehmen aus 

der chemisch-pharmazeutischen Industrie und chemienaher Wirtschaftszweige gegenüber 

Politik, Behörden, anderen Bereichen der Wirtschaft, der Wissenschaft und den Medien. 2023 
setzten die Mitgliedsunternehmen des VCI rund 245 Milliarden Euro um und beschäftigten 

über 560.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
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